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22.2.1990' wurde es in der DDR möglich, als Rechtsanwalt eine 
eigene Kanzlei zu gründen. Denjenigen Kolleginnen und Kollegen, 
die eine selbständige Berufsausübung in der eigenen Kanzlei erwägen 
oder sich dazu schon entschlossen haben, ist dringend zu raten, diesen 
Schritt sorgfältig zu planen.

Die Situation in der Anwaltschaft in der BRD kann vergleichend 
herangezogen werden, da zu erwarten ist, daß auch auf dem Gebiet 
der DDR die Anwaltsdichte rasch zunehmen wird. Dies bedeutet 
dann auch eine Veränderung der wirtschaftlichen Verhältnisse der 
einzelnen Kolleginnen und Kollegen. Eine Darstellung der Situation 
der Anwaltschaft, insbesondere der jungen Kollegenschaft, in der 
BRD bietet die im Auftrag des Bundesministers der Justiz und des 
Deutschen Anwaltvereins e.V. durchgeführte Studie von Christoph 
Hommerich „Die Anwaltschaft unter Expansionsdruck“.1 2 Ein Ergeb­
nis dieser Studie erbrachte, daß es erforderlich ist, vor der Gründung 
einer Rechtsanwaltskanzlei dieses Vorhaben gründlich zu analysieren 
und existenzgründungswilligen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwäl­
ten eine fundierte und realitätsbezogene, „nicht lediglich auf Ab­
schreckung bedachte“ Existenzgründungsberatung anzubieten. Eine 
weitere Studie mit für jede Kollegin und jeden Kollegen interessanten 
und beachtenswerten Ergebnissen ist die Prognose / Infratest Studie 
zur Inanspruchnahme anwaltlicher Leistungen durch die (potentielle) 
Klientel.3

Mit welchen Fragen sollten sich die existenzgründungswilligen 
Kolleginnen und Kollegen vor der Gründung ihres Büros auseinan­
dersetzen? Nachstehend sollen kurz die Bereiche aufgelistet werden, 
die Probleme mit sich bringen können.

Zunächst hat die Beschaffung geeigneter Kanzleiräume im Vorder­
grund zu stehen. Bei z.B. einer Anmietung der Räume spielen u.a. die 
Fragen der Vertragsdauer und der Kündigungsfristen eine wichtige 
Rolle. Umfeld und Lage der Kanzlei werden sich aller Voraussicht 
nach auf die spätere Berufstätigkeit auswirken.

Nach der Beschaffung der Büroräume sind diese einzurichten. Die 
Büroeinrichtung hat ansprechend und zweckmäßig sowie bedarfs- und 
kostengerecht zu sein. Der Ausstattungsumfang eines jeden Kanzlei­
raumes sollte vor dem Hintergrund seiner ihm zugedachten Nutzung 
geplant und entsprechend realisiert werden. So kann, bei unterstellter 
Raumknappheit, z.B. eine dazu geeignete Diele als Wartebereich 
genutzt werden.

Die Beschaffung der bürotechnischen Einrichtungen birgt beson­
dere Gefahren von Fehlinvestitionen. Als Beispiel mögen die diversen 
Telekommunikationseinrichtungen dienen. So hat das Telefax bei den 
Kollegen in der BRD weite Verbreitung gefunden. Dieser sich fortset­
zende Trend ist u.a. auch damit zu begründen, daß Kollegen sich zur 
Anschaffung eines Telefaxgerätes entschließen, weil sie damit schon 
jetzt eine Vielzahl der Kollegenschaft, aber auch Versicherungen und 
Behörden, schnell und kostengünstig erreichen und ebenso erreicht 
werden können. Beim Fehlen solcher oder ähnlicher Voraussetzungen 
im Umfeld kann eine Investition überdacht und gegebenenfalls zu­
rückgestellt werden. Grundsätzlich läßt sich im Bereich Bürotechnik 
sagen, daß nicht in veraltete Technik investiert werden sollte, wenn 
neue/neueste Technik sinnvoll und nutzbringend eingesetzt werden 
kann.

Der Einsatz elektronischer Datenverarbeitung kann von großem 
Vorteil für die Anwaltskanzlei sein. Dies sowohl unter intern betriebs­
wirtschaftlichen Gesichtspunkten als auch im Dienstleistungsbereich 
Rechts- (u. Wirtschafts-)beratung. Es ist somit schon zu Anfang der 
selbständigen Anwaltstätigkeit zu prüfen, ob der Einsatz von EDV 
vom Beginn an sinnvoll ist und die erforderlichen Investitionskosten 
zu rechtfertigen sind. Bewährt hat sich der Einsatz der EDV besonders 
in Bereichen standardisierbarer Arbeitsabläufe wie z.B. beim Inkas­
sowesen.

Bei den Telekommunikationseinrichtungen sind die gleichen Über­
legungen wie zur Bürotechnik anzustellen. Sie müssen für den Betrieb 
in einer Kanzlei geeignet sein, so daß z.B. im Telefonbereich nur Tele­
fonanlagen mit Nebenstellen in Betracht zu ziehen sind. Unter diesem

Themenpunkt ist die Frage der Erreichbarkeit für den (potentiellen) 
Mandanten zu erörtern. Der Einsatz eines Anrufbeantworters kann zur 
Lösung eines solchen Problems in Frage kommen. Insgesamt ist für 
den Einsatz der zur Verfügung stehenden Telekommunikationseinrich­
tungen der Ausbau des Telekommunikationsnetzes auf dem Gebiet der 
DDR von entscheidender Bedeutung.

Die Verwendung von im Handel angebotenen oder auch selber für 
den eigenen Gebrauch zu entwerfenden Formularen erleichtert die 
tägliche Arbeit und hat auch Kosteneinsparungseffekte. Unter dem 
Kostengesichtspunkt kann es also lohnend sein, selber Formulare wie 
z.B. Standardschreiben zu entwerfen, um diese dann künftig dauerhaft 
in allen entsprechenden Mandaten verwenden zu können.

Hinsichtlich der in einer Kanzlei benötigten Literatur sollte zwi­
schen einer zunächst anzuschaffenden Grundausstattung und einer 
später vorzunehmenden Erweiterung der Bibliothek nach den sich 
herausbildenden oder gewählten Schwerpunkten der anwaltlichen Tä­
tigkeit unterschieden werden. Diese Überlegungen machen Sinn vor 
dem Hintergrund der Kosten der Einrichtung einer Fachbibliothek und 
der damit verbundenen Gefahr von Fehlinvestitionen.

Die Wahl einer der möglichen Registraturarten und die damit 
verbundene Wahl der Art der Führung der Akten hat ebenfalls unter 
den Gesichtspunkten der einfachen und schnellen Handhabung sowie 
Kostenaspekten zu erfolgen. Als in der Rechtsanwaltskanzlei hervor­
ragend geeignet hat sich in den bundesdeutschen Anwaltsbüros im 
Bereich der Mandatsakten die Hängeregistratur durchgesetzt.

Aufmerksamkeit und sorgfältige Planung sind auf das Personal­
wesen und die damit u.a. auch verbundenen Arbeitgeberpflichten 
des selbständigen Rechtsanwalts als Arbeitgeber zu verwenden. Die 
Personalpolitik sollte sinnvoll und zukunftsplanend sein, wobei sie 
sich an der Größe und der Entwicklung der Kanzlei zu orientieren 
hat.

Kenntnisse in der Buchführung und auf dem Gebiet des Steuerrechts 
sind notwendig. Dies gilt insbesondere für die einschlägigen Aufzeich­
nungspflichten und Steuerarten, auch dann, wenn ein externer Steu­
erberater die Buchführung und die Erstellung der Steuererklärungen 
übernimmt. Die entsprechenden Kenntnisse sind u.a. von Bedeutung 
für die Fähigkeit, Investitionen zu planen sowie für die Erstellung von 
Analysen und Prognosen über die weitere Entwicklung der Kanzlei.

Vor Beginn der selbständigen anwaltlichen Tätigkeit sollten die 
erforderlichen Versicherungen abgeschlossen sein. Diese Versicherun­
gen lassen sich in einen auf die Person des Anwalts bezogenen Teil, 
zu dem z.B. die Krankenversicherung gehört, und in einen auf die 
Berufsausübung bezogenen Teil, zu dem u.a. die Berufshaftpflichtver­
sicherung zu rechnen ist, aufgliedem.

Die existenzgründungswilligen Kolleginnen und Kollegen haben 
sich zur Sicherung ihres beruflichen und damit wirtschaftlichen Er­
folgs auch mit Fragen der Kanzleiführung, der Zeiteinteilung/Selbst- 
managements, des Kanzleimarketings sowie der wirtschaftlichen Füh­
rung und Sicherung der Kanzlei auseinanderzusetzen. Die vorge­
nannten, möglicherweise stark problemträchtigen Bereiche müssen 
systematisch bearbeitet werden. Schließlich sollte eine Beschäftigung 
mit den Vorschriften des anwaltlichen Standesrechts4 und des be­
rufsbezogenen Strafrechts erfolgen. Ebenso sollten die anwaltlichen 
Pflichten und die Vorschriften zur Anwaltshaftung bekannt sein.

Die Aufzählung der Problembereiche ist nicht erschöpfend; sie soll 
lediglich Denkanstöße vermitteln und zu sachgerechter Planung eines 
Existenzgründungsvorhabens anregen.
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